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Erweiterung und Umbau  
des Feuerwehrhauses Hochdorf

Die Erweiterung und der Umbau des Feuerwehrhauses Hoch-
dorf kann ausgeschrieben werden. Bei lediglich einer Enthaltung 
stimmte der Gemeinderat der Kostenfortschreibung zu und be-
schloss die Ausschreibung der Gewerke. 

Die Mehrkosten, die sich auf Basis der Kostenberechnung gegen-
über der Kostenschätzung ergeben, sind auf die Planungstiefe, 
das Baugrundgutachten und die allgemeine Kostenentwicklung 
zurückzuführen. 

Die Ausschreibung erfolgt spätestens Mitte Mai 2020, der  
Gemeinderat vergibt die Arbeiten zur Sitzung am 25. Juni 2020. 

Die Hochbaumaßnahme ist jetzt mit 1,16 Millionen  Euro veran-
schlagt, der Zuschuss beträgt 118.000 Euro.

Aktuelles: 
- Rathäuser und Büchereien 
ab 04.05. unter bestimmten 
Voraussetzungen wieder ge-
öffnet (s. Seite 3)
- Verordnung der Landesregie-
rung über infektionsschützen-
de Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-
Cov-2 (Corona-Verordnung - 
CoronaVO)1 vom 17. März 
2020 (in der Fassung vom 
27. April 2020)

- Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz 
im Zusammenhang mit der 
Corona-Verordnung (Coro-
na-VO) – Bußgeldkatalog 
aktualisierte Fassung

Veranstaltungen:
- Mittwoch, 06.05.: Blutspende 
in der Gemeindehalle Nussdorf
- Dienstag, 19.05.: Öffentliche 
Sitzung der Verbandsver-
sammlung des Zweckver-
bandes „Hochwasserschutz 
Strudelbachtal ab 18:00 Uhr 
im Sitzungssaal des Rathau-
ses in Vaihingen an der Enz.
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Notdienste

Notrufe

Notruf         Tel. 112
Feuernotruf        Tel. 112
Polizeiposten Vaihingen/Enz    Tel. 941-0
Ärztlicher Notfalldienst
Krankenhaus Leonberg, Rutesheimer Str. 50, 71229 Leonberg
Zuständig für Eberdingen (Eberdingen, Hochdorf/Enz, Nussdorf)
Öffnungszeiten der Notfallpraxis:
Montag, Dienstag und Donnerstag: 18.00 - 22:00 Uhr
Mittwoch:        14:00 - 24.00 Uhr
Freitag:        16:00 - 24.00 Uhr
Samstag, Sonntag, Feiertag:   07:00 - 22.00 Uhr
Nach 22 Uhr bzw. nach 24 Uhr am Mittwoch und Freitag erfolgt die 
Versorgung von Notfallpatienten, die zu Fuß kommen können, durch die 
Notfallambulanz des Krankenhauses. Hausbesuche werden weiterhin über 
die Notfallpraxis besorgt. Sie erreichen die Notfallpraxis Leonberg und den 
allgemeinärztlichen Bereitschaftsdienst für Hausbesuche.

Notfalldienst der Kinder- und Jugendärzte

Bei akuten Erkrankungen und anderen Notfällen: Notfallpraxis für Kinder und 
Jugendliche im Klinikum Ludwigsburg, Posilipostr. 4, 71640 Ludwigsburg. 
Öffnungszeiten: Montag - Freitag 18.00 Uhr bis am nächsten Morgen um 
8.00 Uhr; Samstag, Sonntag und an Feiertagen ganztags von 8.00 Uhr bis 
am nächsten Morgen um 8.00 Uhr. Eine telefonische Anmeldung ist nicht 
erforderlich, bitte bringen Sie die Versichertenkarte mit. Die Notfallpraxis ist 
Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr geschlossen.

Zahnärztlicher Notfalldienst

Zu erfragen unter Telefon (0711) 7877733

Tierärzte

Freitag, 01.05.
Dr. Treiber, 71735 Eberdingen-Nussdorf, Tel. 0172/6286629
Samstag, 02.05. / Sonntag, 03.05.
Dr. Strauch, 71665 Vaihingen/Enz, Tel. 07042/94240

Sozialstation Vaihingen

Friedrichstraße 10, 71665 Vaihingen/Enz, Tel.: 18900
Ambulante Alten- und Krankenpflege
Telefon 18900
Haushaltsnaher Dienst mit Familienpflege
Telefon 18900
Betreuungsgruppe für Demenzkranke
Anmeldung unter Tel. 18954
Beratungsbesuche und Pflegekurse
Telefon 18900

Wochenenddienst Sozialstation

Freitag, 01.05.
Attia Shahin, Martina / Maurer, Christa / Schlenker, Nicole
Samstag, 02.05. / Sonntag, 03.05.
Attia Shahin, Martina / Häring, Jacqueline / Meier, Elisabeth
Aus datenschutzrechtlichen Gründen dürfen vereinzelnde Pflegekräfte nicht 
benannt werden

Freie Hebamme

Alicia Schmidt, Weizenstr. 2
71665 Vaihingen/Enz, Tel. (07042) 78460

Kath. Hauspflegewerk Schwieberdingen

Im Seelach 13, 71701 Schwieberdingen
Tel. und Fax (07150) 353212

DRK-Kreisverband Ludwigsburg

Mobil mit Vorwahl (07141) 19222
Ambulante Pflege (07141) 121111
Allgemeine Sozialarbeit – Beratungsangebote: (07141) 121 235
Mobile Soziale Dienste
(Fahrdienste für Behinderte – Nulltariffahrten) (07141) 120 222
Essen auf Rädern Tel. (07141) 120 239
Hausnotruf – Auch im Alter sicher zu Hause leben (07141) 120 239
Beratung bei Trennung und Scheidung
Anmeldung unter Tel. (07141) 121-0

Beratung für barrierefreies Bauen und Wohnen (07141) 121245
Ambulantes betreutes Wohnen für psychisch Kranke 
(07141) 121231
Ausbildungen Erste Hilfe
Anmeldung, Termine (07141) 121-0 oder unter 
www.drk-ludwigsburg.de
Auskünfte (07141) 120245

Sozialverband VdK Nordwürttemberg

Kurfürstenstr. 9, 71636 Ludwigsburg, Tel. (07141) 9113500

Frauen für Frauen e.V.

Abelstr. 11, 71634 Ludwigsburg
Beratungen für Frauen in den Bereichen:
Krisen, Beziehungsprobleme, Trennung, sexuelle Gewalt, Essstörungen, 
Mobbing
Terminvereinbarung (07141) 220870
Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt (07141) 649443
Frauenhaus (07141) 901170
Beratung und Aufnahme von misshandelten Frauen und ihren Kindern
Wochenendnotruf LUNO (07141) 901170
Notruf für Frauen in akuten Gewaltsituationen

Sozialpsychiatrischer Dienst Landkreis Ludwigsburg

Königsallee 59, 71638 Ludwigsburg Ambulante Beratung und Betreuung 
psychisch kranker Menschen
und deren Angehörige Tel. (07141) 144 2029

Notruf für vergewaltigte und misshandelte Frauen und Mädchen 
LB e.V.

Hahnenstr. 47, 71634 Ludwigsburg-Eglosheim Tel. (07141) 378496

Kompetenzzentrum Kindertagesbetreuung Landratsamt  
Ludwigsburg

Postadresse: Hindenburgstr. 40, 71638 Ludwigsburg
Besucheradresse: Martin-Luther-Str. 26, 71636 Ludwigsburg
Zuständigkeitsbereich: Eberdingen, Vaihingen an der Enz.
Tel.: 07141 144-5233

Kinder- und Jugendtelefon 0800/111 0 333

montags bis samstags von 14.00 – 20.00 Uhr

Elterntelefon 0800/111 0 550

montags bis freitags 09.00 – 11.00 Uhr
dienstags und donnerstags 17.00 Uhr bis 19.00 Uhr

DemenzZentrum

Betreuungsgruppe für Betroffene von Demenzkrankheiten, Alzheimer-Patienten 
und verwirrte alte Menschen
Bahnhofstr. 86, 75417 Mühlacker Tel. (07041) 814690

Bestattungswesen

Bei einem Todesfall mit Beerdigung des Verstorbenen in der Gemeinde bitte 
unmittelbar an den Bestattungsordner Hubert Scholl, Hintere Straße 3, 
Wiernsheim-Iptingen, Tel. (07044) 5569 oder 8304 wenden.

Apothekennotdienstplan (Mühlacker/Vaihingen und Umgebung)

01.05. Apotheke im Centrum, Illingen, Ortszentrum 3, Tel. 07042/2955  
02.05. Kloster Apotheke, Maulbronn, Klosterhof 36, Tel. 07043/2358

Heckengäu Apotheke, Mönsheim, Pforzheimer Str. 2, 
Tel. 07044/9094880

03.05. Herz-Apotheke, Mühlacker, Bahnhofstr. 32, Tel. 07041/817522
04.05. Stromberg-Apotheke, Sersheim, Am Markt 8, Tel. 07042/32211
05.05. Uhland Apotheke, Mühlacker, Bahnhofstr. 86, Tel. 07041/7444
06.05. Schloss-Apotheke, Vaihingen, Franckstr. 21, Tel. 07042/374090

Park-Apotheke, Hemmingen, Münchinger Str. 10, Tel. 07150/959595
07.05. Stern-Apotheke, Ötisheim, Bahnhofstr. 47, Tel. 07041/6110
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NUSSDORF
EBERDINGEN
HOCHDORF/ENZ

Eingeschränkter Zugang ab 04.05.2020  
im Rathaus Eberdingen sowie in den  
Verwaltungsaußenstellen  
Hochdorf an der Enz und Nussdorf
Liebe Einwohnerinnen und Einwohner,
während der bisherigen Zeit der Corona-Pandemie hatte die 
Gemeindeverwaltung präventive Vorkehrungen getroffen und 
die Öffnungszeiten aufgehoben. Die Mitarbeiter waren jedoch 
nach Voranmeldung eingeschränkt für Sie da. Dies sollte dazu 
beitragen, die Ausbreitung des Coronavirus zu verlangsamen.

Ab Montag, 04. Mai 2020, werden zwar nach der 6. Än-
derung der Corona-Verordnung einzelne Regelungen 
gelockert, dennoch werden wir beim Rathausbetrieb Zu-
gangsbegrenzungen umsetzen. Dies bedeutet, dass die 
Mitarbeiter*innen zu den sonst üblichen Öffnungszeiten 
für Sie da sind und Publikumsverkehr empfangen, aber 
nur in zahlenmäßig begrenztem Umfang. Um Andrang 
bzw. Stoßzeiten zu vermeiden, ist deshalb eine telefoni-
sche Terminanmeldung erwünscht.

Weiterhin gilt: Bitte klären Sie Ihr Anliegen wenn möglich tele-
fonisch oder per E-Mail. Melden Sie sich für einen dringenden 
Besuch im Rathaus oder den Verwaltungsaußenstellen bitte 
vorher telefonisch beim jeweiligen Fachbereich oder Sachbe-
arbeiter an. Die Telefonnummern finden Sie im Mitteilungsblatt 
oder auf der Homepage der Gemeinde.

Bitte beachten Sie dabei unsere besonderen Hygienehin-
weise. Dazu gehören: Hände waschen und desinfizieren 
direkt nach Einlass ins Rathaus und Tragen einer eigenen 
Mund-Nasen-Bedeckung!

Wir danken für Ihr Verständnis.
Bürgermeisteramt

Büchereien öffnen ab 04.05.2020
Gem. der aktuellen Corona-Ver-
ordnung können die Büchereien 
in allen drei Ortsteilen ab 04.05.20 
wieder zu den gewohnten Zeiten 
geöffnet werden.

Jedoch sind einige Regelungen 
notwendig geworden, um die erfor-
derlichen Abstands- und Hygiene-
vorschriften umsetzen zu können:
•	 Es dürfen sich max. 3 Besucher gleichzeitig in der Bü-

cherei aufhalten
•	 Medien dürfen nur ausgeliehen oder zurückgegeben wer-

den. Der Aufenthalt sollte 15 Minuten nicht überschreiten. 
Das weitere Verweilen in der Bücherei ist nicht erlaubt

•	 es ist auf einen Mindestabstand von 1,5 m zu anderen 
Personen zu achten

•	 Kinder unter 6 Jahren haben keinen Zutritt
•	 Kinder zwischen 6 und 10 Jahren haben nur in Begleitung 

eines Erwachsenen Zutritt
•	 Besuchern/-innen müssen einen Mund-Nasen-Schutz tra-

gen
•	 das bereitgestellte Handdesinfektionsmittel ist vor Betreten 

der Bücherei zu verwenden

Wir bitten um Verständnis.
Bürgermeisteramt

Das Landratsamt informiert
Im Laufe des vergangenen Mittwochnachmittags konnte nach 
erfolgreicher Abnahme der Beschichtung im Kreisverkehr der 
Kreisverkehr wieder für den Verkehr freigegeben werden. Die 
Fa. Karl Kohler wird die Vollschranken am Kreisverkehr ent-
fernen. Somit bleibt nur der Abschnitt zwischen Kreisverkehr 
und Heimerdingen weiterhin gesperrt. Die Straßenmeisterei 
Vaihingen hatte am Donnerstag die Umleitung angepasst 
und die nicht benötigte Beschilderung und Halbschranken 
entfernt. Die Halteverbote in Heimerdingen und Hemmingen 
bleiben bestehen.

Maskenspende von Peter Klein
Peter Klein, der zusammen mit seiner 
Frau Alison das private Kunstmuse-
um in Nussdorf führt, spendet Mas-
ken für die Einwohner Eberdingens.
Am Donnerstag, 30. April werden 
wieder 5000 Einweg- oder OP-Mas-
ken an die Einwohner der drei Eber-
dinger Ortsteile ausgegeben – so lange der Vorrat reicht. „Je-
der bekommt zehn Masken“, erklärt Herr Klein. Die Ausgabe 
wird von

10 bis 12 Uhr vor der Gemeindehalle Nussdorf 
stattfinden.
Die Helfer vom TSV werden dort Tische und Bänke mit den 
nötigen Sicherheitsabständen aufbauen, damit sich die Men-
schen beim Abholen nicht unzulässig nahekommen.
Sollte die Nachfrage den Maskenbestand deutlich überschrei-
ten, will Peter Klein auch noch eine weitere Ladung Schutz-
masken nachordern.
Neben den 10 000 einfachen Masken ist es Peter Klein 
darüber hinaus auch gelungen, circa 500 hochwertige FFP2-
Masken zu organisieren. Diese werden von Experten nicht 
für den herkömmlichen Gebrauch von Bürgern empfohlen, 
sondern dienen in erster Linie dem Schutz beispielsweise 
von Personal in der Pflege. Daher sollen diese der Gemeinde 
Eberdingen zukommen – zur Verwendung in den Kindergärten 
oder in Senioreneinrichtungen. Weitere 50 Masken wird Herr 
Klein der Vaihinger Sozialstation übergeben.
Die Gemeinde Eberdingen bedankt sich ganz herzlich 
auch im Namen der Einwohner bei Herrn Klein für die 
großzügige Spende!

Sicherstellung der  
Informationsversorgung

Lesen Sie das ePaper Ihres Amtsblattes/Ihrer Lokalzeitung 
bis zum 15.06. kostenfrei.  
Die digitale Ausgabe finden Sie vollständig auf: 
www.lokalmatador.de/epaper



MITTEILUNGSBLATT EBERDINGEN4 Woche 18
Mittwoch, 29. April 2020

Verordnung der Landesregierung über  
infektionsschützende Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2  
(Corona-Verordnung - CoronaVO)1  
vom 17. März 2020  
(in der ab 27. April 2020 gültigen Fassung
Nichtamtliche konsolidierte Fassung nach Inkrafttreten von Arti-
kel 1 der Sechsten Verordnung der Landesregierung zur Ände-
rung der Corona-Verordnung vom 23. April 2020 (notverkündet 
gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter http://
www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung)
Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 Satz 
1 und 2 und § 31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. 
Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) geändert worden 
ist, wird verordnet:

§ 1
Einstellung des Betriebs an Schulen, Kindertages- 

einrichtungen und Kindertagespflegestellen
(1) Bis zum Ablauf des 3. Mai 2020 sind
1.  der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung außerunter-

richtlicher und anderer schulischer Veranstaltungen an den 
öffentlichen Schulen, Schulkindergärten, Grundschulförder-
klassen und den Schulen sowie Schulkindergärten in freier 
Trägerschaft,

2. die Nutzung schulischer Gebäude für nichtschulische Zwecke,
3.  der Betrieb von Kindertageseinrichtungen sowie Kindertages-

pflege und
4.  der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen 

Grundschule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte sowie 
Horte an der Schule

untersagt.

(2) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für Schulen an nach 
§ 28 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes für Baden-Württem-
berg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schüler 
ganzjährig das Heim besuchen sowie Sonderpädagogische Bil-
dungs- und Beratungszentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet 
sind. Die Untersagung gilt ferner nicht für Schulen der Altenpflege, 
Altenpflegehilfe, Krankenpflege, Krankenpflegehilfe, Kinderkran-
kenpflege, Entbindungspflege (Hebammen), Notfallsanitäter, Schu-
len zur Ausbildung von Medizinisch-technischen Assistenten und 
Pharmazeutisch-technischen Assistenten, soweit dort Schüler und 
Schülerinnen geprüft und unterrichtet werden, deren Abschluss 
oder deren Kenntnisprüfung im Rahmen des Anerkennungsverfah-
rens ausländischer Berufsabschlüsse bis spätestens 30. Mai 2020 
erfolgen soll sowie für die Weiterbildung für Intensivkrankenpfleger. 
Das Kultusministerium kann Ausnahmen von Absatz 1 für die 
Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den 
Förderschwerpunkten emotionale und soziale Entwicklung, Sehen, 
Hören, geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwick-
lung, Schülerinnen und Schüler in längerer Krankenhausbehand-
lung sowie die entsprechenden Einrichtungen des frühkindlichen 
Bereichs zulassen, sofern dies aufgrund des besonderen Förder- 
und Betreuungsbedarfs erforderlich ist.

(3) Das Kultusministerium kann zur Durchführung schulischer 
Abschlussprüfungen Ausnahmen von Absatz 1 sowie von § 4 
Absatz 1 zulassen. Dasselbe gilt für
1.  das Sozialministerium in Bezug auf Gesundheitsberufeschulen 

und Schulen für Sozialwesen sowie
2.  das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

im landwirtschaftlichen Bildungsbereich.

(4) Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, deren bisher besuch-
te Einrichtung einem Betriebsverbot unterliegt und für die nach 
den Absätzen 1 bis 3 sowie § 1a keine Ausnahme vorgesehen 
ist, dürfen die betreffenden Einrichtungen nicht betreten. Die 
Personensorgeberechtigten haben für die Beachtung der Betre-
tungsverbote zu sorgen.

(5) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die Dauer der Untersagung nach 
Absatz 1, auch zeitlich gestuft, zu verlängern sowie deren Be-
dingungen festzulegen und die Ausgestaltung der Notbetreuung 
nach § 1a anzupassen. Das Recht der zuständigen Behörden, 
weitergehende Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz 
anzuordnen, bleibt hiervon unberührt.

§ 1a
Erweiterte Notbetreuung

(1) Für Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, in Grund-
schulstufen an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren, Grundschulförderklassen, Schulkindergärten und in den 
Klassenstufen 5 bis 7 an den auf der Grundschule aufbauenden 
Schulen sowie für Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege, soweit sie noch nicht wieder am Betrieb der 
Einrichtung oder der Tagespflegestelle teilnehmen, wird eine 
erweiterte Notbetreuung eingerichtet.

(2) Berechtigt zur Teilnahme an der erweiterten Notbetreuung 
sind Kinder, deren Erziehungsberechtigte beide
1.  einen Beruf ausüben, dessen zugrundeliegende Tätigkeit zur 

Aufrechterhaltung der kritischen Infrastruktur nach Absatz 8 
beiträgt, und sie unabkömmlich sind oder

2.  eine präsenzpflichtige berufliche Tätigkeit außerhalb der Woh-
nung wahrnehmen und dabei unabkömmlich sind

und sie durch ihre berufliche Tätigkeit an der Betreuung gehin-
dert sind. Der Unabkömmlichkeit beider Erziehungsberechtigten 
nach Satz 1 steht es gleich, wenn eine Person alleinerziehend 
ist und sie die Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 
erfüllt. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 ist durch 
Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung des Arbeitgebers 
beziehungsweise des Dienstherrn zu belegen. Bei selbständig 
oder freiberuflich Tätigen tritt an die Stelle der Bescheinigung 
nach Satz 3 die eigene Versicherung, dass die Voraussetzungen 
nach Satz 1 vorliegen. Die Erziehungsberechtigten nach Satz 
1 und Alleinerziehende nach Satz 2 haben darüber hinaus zu 
versichern, dass eine familiäre oder anderweitige Betreuung nicht 
möglich ist.

(3) Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht aus-
reichen, um für alle nach Absatz 2 teilnahmeberechtigten Kinder 
die Teilnahme an der erweiterten Notbetreuung zu ermöglichen, 
sind vorrangig die Kinder aufzunehmen,
1.  bei denen mindestens einer der Erziehungsberechtigten oder 

die oder der Alleinerziehende in der kritischen Infrastruktur 
nach Absatz 8 tätig und unabkömmlich ist,

2.  für die der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe feststellt, 
dass die Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung 
des Kindeswohls erforderlich ist oder

3. die im Haushalt einer oder eines Alleinerziehenden leben.
Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht ausrei-
chen, um die nach den Satz 1 Nummer 1 bis 3 teilnahmeberech-
tigten Kinder aufzunehmen, entscheidet die Gemeinde, in der die 
Einrichtung ihren Sitz hat, nach pflichtgemäßem Ermessen über 
die Aufnahme der Kinder.

(4) Die erweiterte Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf 
den Zeitraum des Betriebs der Einrichtungen nach § 1 Absatz 
1 oder § 1a, den sie ersetzt, und kann darüber hinaus auch 
die Ferienzeiträume sowie Sonn- und Feiertage umfassen. Sie 
findet in der jeweiligen Einrichtung, die das Kind bisher besucht 
hat, durch deren Personal und in konstant zusammengesetzten 
Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind nur in besonders zu 
begründenden Fällen zulässig und sind von der jeweiligen Ein-
richtungsleitung im Benehmen mit dem Träger der Einrichtung 
zu entscheiden.

(5) Die in der erweiterten Notbetreuung zulässige Gruppengröße 
beträgt bei Kindertageseinrichtungen höchstens die Hälfte der 
in der Betriebserlaubnis genehmigten Gruppengröße, in Schulen 
höchstens die Hälfte des für die Regelklassen der jeweiligen 
Schulart maßgeblichen Klassenteilers. Die gemeinsamen Schutz-
hinweise für Kindertageseinrichtungen des Kommunalverbands 
für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, der Unfallkasse 
Baden-Württemberg und des Landesgesundheitsamtes Baden-
Württemberg sowie die Hygienehinweise des Kultusministeriums 
für die Schulen in ihrer jeweils aktuellen Fassung sind zu beach-
ten. Die Einrichtungsleitung kann im Benehmen mit dem Träger 
der Einrichtung und der Gemeinde die Gruppengröße reduzieren, 
sofern dies erforderlich ist, um diese Schutzhinweise einzuhalten. 
Beim gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustellen, dass 
ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwischen den Tischen 
besteht und die Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand 
von 1,5 Metern zwischen den Personen gewährleistet ist.

(6) Vom Mindestpersonalschlüssel des § 1 der Kindertagesstät-
tenverordnung kann in der erweiterten Notbetreuung abgewichen 
werden, sofern die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht dennoch 
uneingeschränkt möglich ist.
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(7) Für die erweiterte Notbetreuung in der Kindertagespflege gel-
ten die Absätze 2 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
in der Pflegeerlaubnis vorgesehene Kinderzahl, maximal jedoch 
fünf Kinder in konstant zusammengesetzten Gruppen betreut 
werden dürfen.

(8) Kritische Infrastruktur im Sinne des Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2 sind insbesondere
1.  die in den §§ 2 bis 8 der BSI-Kritisverordnung (BSI-KritisV) 

bestimmten Sektoren Energie, Wasser, Ernährung, Informati-
onstechnik und Telekommunikation, Gesundheit, Finanz- und 
Versicherungswesen, Transport und Verkehr,

2.  die gesamte Infrastruktur zur medizinischen und pflegeri-
schen Versorgung einschließlich der zur Aufrechterhaltung 
dieser Versorgung notwendigen Unterstützungsbereiche, der 
Altenpflege und der ambulanten Pflegedienste, auch soweit 
sie über die Bestimmung des Sektors Gesundheit in § 6 BSI-
KritisV hinausgeht,

3.  die ambulanten Einrichtungen und Dienste der Wohnungslo-
senhilfe, die Leistungen nach §§ 67 ff. des Zwölften Buchs 
Sozialgesetzbuch erbringen, sowie gemeindepsychiatrische 
und sozialpsychiatrische Einrichtungen und Dienste, die einem 
Versorgungsvertrag unterliegen, und ambulante Einrichtungen 
und Dienste der Drogen- und Suchtberatungsstellen,

4.  Regierung und Verwaltung, Parlament, Organe der Rechtspfle-
ge, Justizvollzugs- und Abschiebungshaftvollzugseinrichtun-
gen sowie notwendige Einrichtungen der öffentlichen Daseins-
vorsorge (einschließlich der Einrichtungen gemäß § 36 Absatz 
1 Nummer 4 IfSG) sowie die in den § 1 Absatz 1 genannten 
Einrichtungen, soweit Beschäftigte von ihrem Dienstherrn oder 
Arbeitgeber unabkömmlich gestellt werden,

5.  Polizei und Feuerwehr (auch Freiwillige) sowie Notfall- /Ret-
tungswesen einschließlich Katastrophenschutz, sowie die 
Einheiten und Stellen der Bundeswehr, die mittelbar oder 
unmittelbar wegen der durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 
verursachten Epidemie im Einsatz sind,

6. Rundfunk und Presse,
7.  Beschäftigte der Betreiber bzw. Unternehmen für den ÖPNV 

und den Schienenpersonenverkehr sowie Beschäftigte der 
lokalen Busunternehmen, sofern sie im Linienverkehr einge-
setzt werden,

8. die Straßenbetriebe und Straßenmeistereien sowie
9. das Bestattungswesen.

(9) Das Kultusministerium kann durch Rechtsverordnung über 
die in Absatz 8 genannten Bereiche hinaus weitere Bereiche der 
kritischen Infrastruktur lageangepasst festlegen.

(10) Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, deren bisher be-
suchte Einrichtung einem Betriebsverbot unterliegt und für die 
keine Ausnahme nach dieser Verordnung vorgesehen ist, dürfen 
die betreffenden Einrichtungen nicht betreten. Die Personensor-
geberechtigten haben für die Beachtung der Betretungsverbote 
zu sorgen.

§ 2
Hochschulen und Akademien des Landes

(1) Der Studienbetrieb in den Universitäten, Pädagogischen 
Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften, der DHBW und den Akademien 
des Landes bleibt bis zum 3. Mai 2020 ausgesetzt; er wird 
ab 20. April 2020 in digitalen Formaten wiederaufgenommen. 
Bereits begonnener Studienbetrieb wird in digitalen Formaten 
fortgesetzt. Praxisveranstaltungen, die spezielle Labor- bzw. Ar-
beitsräume an den Hochschulen erfordern (z. B. Laborpraktika, 
Präparierkurse), sind nur unter besonderen Schutzmaßnahmen 
möglich, wenn sie zwingend notwendig sind. Mensen und Ca-
feterien bleiben bis 3. Mai 2020 geschlossen. Unter Einhaltung 
der zum Zwecke des Infektionsschutzes gebotenen Regelungen 
können Zusammenkünfte zur Durchführung von Hochschulzu-
gangsverfahren, Aufnahmeprüfungen und Auswahlverfahren, ein-
schließlich Studierfähigkeitstests, sowie von Forschung und Leh-
re, einschließlich Prüfungen, die vom Rektorat ausnahmsweise 
zugelassen werden, stattfinden, wenn diese nicht durch Einsatz 
elektronischer Informations- und Kommunikationstechnologien 
ersetzbar sind.

(2) In Gebäuden und auf dem Gelände der Hochschulen sind 
unbeschadet von Absatz 1 alle Veranstaltungen, Ansammlungen 
und sonstigen Zusammenkünfte von jeweils mehr als fünf Perso-
nen bis zum 3. Mai 2020 verboten. Dies gilt nicht für Gebäude 
und Einrichtungen der Universitätsklinika und sonstige kritische 

Einrichtungen im Sinne von § 1 Ab-satz 6. § 3 Absätze 3 und 
6 findet entsprechende Anwendung.

(3) Zur Durchführung von Abschlussprüfungen können ferner 
Ausnahmen von Absatz 1 und 2 zugelassen werden
1.  vom Innenministerium in Bezug auf die Hochschule der Polizei 

Baden-Württemberg und
2.  vom Justizministerium in Bezug auf die Hochschule für 

Rechtspflege Schwetzingen.

(4) Über die Nachholung von ausgefallenen Veranstaltungen und 
Prüfungen entscheidet die Hochschule in eigener Verantwortung. 
Die Hochschulen sorgen im Rahmen des rechtlich und tatsäch-
lich Möglichen dafür, dass die Studierenden alle im Sommerse-
mester 2020 vorgesehenen Studienleistungen gegebenenfalls in 
modifizierter Form erbringen können und zugleich die Studier-
barkeit gewährleistet ist.

§ 3
Verbot des Aufenthalts im öffentlichen Raum  
und von Ansammlungen, Pflicht zum Tragen  

von Mund-Nasen-Bedeckungen
(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist bis zum 3. Mai 2020 
nur alleine, mit einer weiteren nicht im Haushalt lebenden Person 
oder im Kreis der Angehörigen des eigenen Haushalts gestattet. 
Zu anderen Personen ist im öffentlichen Raum, wo immer mög-
lich, ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. Personen 
ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr müssen zum Schutz 
anderer Personen vor einer Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus
1. im öffentlichen Personennahverkehr, an Bahn- und Bussteigen 
und

2.  in den Verkaufsräumen von Ladengeschäften und allgemein 
in Einkaufszentren

eine nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine vergleichbare 
Mund-Nasen-Bedeckung tragen, wenn dies nicht aus medi-
zinischen Gründen oder aus sonstigen zwingenden Gründen 
unzumutbar ist oder wenn nicht ein anderweitiger mindestens 
gleichwertiger baulicher Schutz besteht.

(2) Außerhalb des öffentlichen Raums sind Veranstaltungen und 
sonstige Ansammlungen von jeweils mehr als fünf Personen vor-
behaltlich des Selbstorganisationsrechts des Landtages und der 
Gebietskörperschaften bis zum 3. Mai 2020 verboten. Ausge-
nommen von diesem Verbot sind Veranstaltungen und sonstige 
Ansammlungen, wenn deren teilnehmende Personen
1.  in gerader Linie verwandt sind, wie beispielsweise Eltern, 

Großeltern, Kinder und Enkelkinder oder
2.  in häuslicher Gemeinschaft miteinander leben
sowie deren Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner 
oder Partnerinnen oder Partner. Die Untersagung nach Satz 
1 gilt namentlich für Zusammenkünfte in Vereinen, sonstigen 
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie öffentlichen und privaten 
Bildungseinrichtungen außerhalb der in §§ 1 und 1a genannten 
Bereiche.

(3) Ausgenommen von dem Verbot nach den Absätzen 1 und 2 
sind Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammen-
künfte, wenn sie
1.  der Aufrechterhaltung des Arbeits- und Dienstbetriebs oder 

der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
oder der Daseinsfür- oder -vorsorge oder

2.  dem Betrieb von Einrichtungen, soweit er nicht nach dieser 
Verordnung untersagt ist,

zu dienen bestimmt sind. Satz 1 Nummer 1 gilt insbesondere für 
Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte 
der Gerichte, Staatsanwaltschaften, der Notarinnen und Notare 
des Landes. Er gilt außerdem für Veranstaltungen, die der medi-
zinischen Versorgung dienen wie beispielsweise Veranstaltungen 
zur Gewinnung von Blutspenden, wenn geeignete Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen im Sinne von § 4 Absatz 5 getroffen 
werden.

(4) Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen in Kirchen, 
Moscheen, Synagogen und die Zusammenkünfte anderer Glau-
bensgemeinschaften sind bis zum 3. Mai 2020 grundsätzlich 
untersagt. Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung unter Auflagen zum Infekti-
onsschutz abweichende Regelungen von den Absätzen 1 und 2 
und von Satz 1 für Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen 
in Kirchen, Moscheen, Synagogen und Zusammenkünfte anderer 
Glaubensgemeinschaften sowie für alle Bestattungen, Totenge-
bete, Leichenwaschungen sowie Aufbahrungen festzulegen.
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(5) Die zuständigen Prüfungsbehörden können zur Durchführung 
von Staatsprüfungen, einschließlich der Kenntnisprüfungen, Aus-
nahmen von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 sowie 
von § 2 und § 4 Absatz 1 Nummer 2 zulassen.

(5a) Das für den Gegenstand der Ausbildung jeweils fachlich 
zuständige Ministerium kann unbeschadet der Regelungen in §§ 
1 und 2 zur Behebung einer Personalknappheit unter Auflagen 
zum Schutz vor Infektionen für die Durchführung von Veranstal-
tungen zur Ausbildung oder Qualifikation für Berufe einschließlich 
von Prüfungen Ausnahmen von den Verboten nach den Absät-
zen 1 und 2 sowie § 4 Absatz 1 Nummer 2 zulassen.

(6) Die zuständigen Behörden können aus wichtigem Grund un-
ter Auflagen zum Schutz vor Infektionen Ausnahmen vom Verbot 
nach den Absätzen 1 und 2 zulassen. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn
1.  Versammlungen und sonstige Veranstaltungen der Aufrechter-

haltung der kritischen Infrastruktur im Sinne von § 1a Absatz 
8 dienen oder

2.  es sich um gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltungen han-
delt und eine Verlegung des Termins nicht möglich ist.

§ 3a
Verordnungsermächtigung für Maßnahmen  

für Ein- und Rückreisende
Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 1 IfSG ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung unbeschadet der §§ 5 und 6 Maßnah-
men für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 
zu erlassen, insbesondere
1.  die Absonderung von Personen, die aus einem Staat außer-

halb der Bundesrepublik Deutschland einreisen, in geeigneter 
Weise gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG,

2.  die Pflicht von Personen nach Nummer 1 gemäß § 28 Absatz 
1 Satz 1 IfSG, sich bei den für sie zuständigen Behörden zu 
melden und auf das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Absonderung hinzuweisen,

3.  die Beobachtung von Personen nach Nummer 1 gemäß § 
29 IfSG und

4.  berufliche Tätigkeitsverbote für Personen nach Nummer 1 
gemäß § 31 IfSG einschließlich solcher, die sich gegen Per-
sonen richten, die ihren Wohnsitz außerhalb von Baden-
Württemberg haben,

sowie Ausnahmen hiervon und Auflagen einschließlich weiterer 
Anordnungen hierzu gemäß § 28 Absatz 1 IfSG vorzuschreiben; 
dabei können auch Bußgeldbewehrungen für den Fall von Zuwi-
derhandlungen vorgesehen werden.

§ 4
Schließung von Einrichtungen

(1) Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum 3. Mai 2020 
für den Publikumsverkehr untersagt:
1.  Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Museen, The-

ater, Schauspielhäuser, Freilichttheater,
2.  Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akademien, 

Fortbildungseinrichtungen, Volkshochschulen, Musikschulen 
und Jugendkunstschulen,

3. Kinos,
4.  Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, Saunen,
5.  alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten, 

insbesondere Fitnessstudios sowie Tanzschulen, und ähnliche 
Einrichtungen,

5a.  Sportboothäfen, soweit nicht die Benutzung zur unaufschieb-
baren Sicherung der Boote vor Verlust oder Beschädigung, 
zum Ein- und Auswassern, zur Aufrechterhaltung der berufli-
chen Bootsnutzung (z.B. Berufsfischerei) oder zur Ausübung 
beruflicher Tätigkeiten auf dem Gelände (z.B. Bootsarbeiten 
durch Gewerbetreibende) erforderlich ist,

6. Jugendhäuser,
7. (aufgehoben)
8.  Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen, Spielbanken, 

Wettvermittlungsstellen,
9.  Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen; un-

tersagt ist auch jede sonstige Ausübung des Prostitutionsge-
werbes im Sinne von § 2 Absatz 3 des Prostituiertenschutz-
gesetzes,

10.  Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Cafés, Eisdielen, 
Bars, Shisha-Bars, Clubs, Diskotheken und Kneipen,

11.  Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter 
von Freizeitaktivitäten (auch außerhalb geschlossener Räu-
me), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen,

12.  alle weiteren Verkaufsstellen des Einzelhandels, die nicht zu 
den in Absatz 3 genannten Einrichtungen gehören,

13. öffentliche Spiel- und Bolzplätze,
14.  Frisöre, Tattoo-/Piercing-Studios, Massagestudios, Kosme-

tikstudios, Nagelstudios, Studios für kosmetische Fußpflege 
sowie Sonnenstudios,

15.  Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmobil-
stellplätze; eine Beherbergung darf ausnahmsweise zu ge-
schäftlichen, dienstlichen oder, in besonderen Härtefällen, zu 
privaten Zwecken erfolgen, und

16. Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr.

(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, auch über den Zeitraum nach 
Absatz 1 hinaus, bis zum Außerkrafttreten dieser Verordnung 
den Betrieb
1.  anderer als der in Absatz 1 genannten Einrichtungen zu un-

tersagen oder ihn von der Einhaltung von Auflagen abhängig 
zu machen oder,

2.  im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium, den Be-
trieb von Einrichtungen nach Absatz 1 ausnahmsweise unter 
Auflagen zu gestatten.

(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen:
1.  der Einzelhandel für Lebensmittel und Getränke einschließlich 

Bäckereien, Metzgereien,
2.  Wochenmärkte und Hofläden einschließlich mobiler Verkaufs-

stellen für landwirtschaftliche Produkte,
3.  Abhol- und Lieferdienste einschließlich solche des Online-

Handels,
4. der Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten, Cafés und Eisdielen,
4a.  Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentlicher 

Einrichtungen, wobei § 1a Absatz 5 Satz 4 entsprechende 
Anwendung findet,

5. Ausgabestellen der Tafeln,
6.  Apotheken, Drogerien, Sanitätshäuser, Hörgeräteakustiker, 

Optiker und Praxen für die medizinische Fußpflege,
6a. Einzelhändler für Gase, insbesondere für medizinische Gase,
7. Tankstellen,
7a. der Handel mit Kraftfahrzeugen und Fahrrädern,
8.  Banken und Sparkassen sowie Servicestellen von Telekom-

munikationsunternehmen,
9. Reinigungen und Waschsalons,
9a.  Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- 

und Ausbildungszwecken sowie zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs erforderlich sind,

10. der Buchhandel, Zeitschriften- und Zeitungsverkauf,
11. Raiffeisenmärkte und Landhandel,
12. Verkaufsstätten für Bau-, Gartenbau- und Tierbedarf,
12a.  sonstige Einzelhandelsgeschäfte mit einer Verkaufsfläche 

von nicht mehr als 800 Quadratmetern,
13. der Großhandel und
14. Bibliotheken, auch an Hochschulen, und Archive.
Wenn Mischsortimente angeboten werden, dürfen Sortimentstei-
le, deren Verkauf nicht nach Satz 1 gestattet ist, verkauft werden, 
wenn der erlaubte Sortimentsteil überwiegt; diese Stellen dürfen 
dann alle Sortimente vertreiben, die sie gewöhnlich auch ver-
kaufen. Wenn bei einer Stelle der verbotene Teil des Sortiments 
überwiegt, darf der erlaubte Teil allein weiter verkauft werden, 
wenn eine räumliche Abtrennung möglich ist. Die Sätze 2 und 
3 finden nur Anwendung, wenn keine Ausnahme nach Satz 1 
Nummer 12a vorliegt. Im Fall von Einkaufszentren erfolgt eine 
gesonderte Betrachtung der jeweiligen Verkaufsstelle.

(3a) Poststellen und Paketdienste dürfen abweichend von Ab-
sätzen 1 bis 3 ihren Betrieb aufrechterhalten. Wird die Poststelle 
oder der Paketdienst zusammen mit einer nach Absatz 1 un-
tersagten Einrichtung betrieben, darf diese, mit Ausnahme von 
für den Brief- und Paketversand erforderlichen Nebenleistungen, 
nicht betrieben werden, wenn die mit dem Betrieb der Poststelle 
oder dem Paketdienst erwirtschafteten Umsätze einschließlich 
Nebenleistungen im Vergleich zu denen, die durch den Verkauf 
des Sortiments der untersagten Einrichtung erwirtschaftet wer-
den, eine untergeordnete Rolle spielen; keinesfalls dürfen zu-
sätzlich zu Poststellen oder Paketdiensten Einrichtungen gemäß 
Absatz 1 Nummern 9 und 14 betrieben werden.

(4) Dienstleister, Handwerker und Werkstätten können in vollem 
Umfang ihrer Tätigkeit nachgehen, soweit sie nicht in Absatz 1 
genannt sind.
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(5) Sofern eine Tätigkeit oder der Betrieb einer Einrichtung 
nach den Absätzen 3 bis 4 zulässig ist, haben die Betriebe 
und Einrichtungen mit Kundenverkehr darauf hinzuwirken, dass 
im Rahmen der örtlichen Gegebenheiten der Zutritt gesteuert 
und Warteschlangen vermieden werden. Insbesondere ist da-
rauf hinzuwirken, dass ein Abstand von möglichst 2 Metern, 
mindestens 1,5 Metern zwischen Personen eingehalten wird, 
sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden sind. Von 
den Vorgaben des Mindestabstands sind solche Tätigkeiten 
ausgenommen, bei denen eine engere körperliche Nähe nicht 
zu vermeiden ist, insbesondere solche im Zusammenhang mit 
der Erbringung von Heil- und Hilfsmitteln und Pflegehilfsmitteln, 
der Erbringung ärztlicher, zahnärztlicher, psychotherapeutischer, 
pflegerischer und sonstiger Tätigkeiten der Gesundheitsversor-
gung und Pflege im Sinne des Fünften und des Elften Buchs 
Sozialgesetzbuchs sowie der Erbringung von Assistenzleistungen 
im Sinne des Neunten Buchs Sozialgesetzbuchs einschließlich 
der Ermöglichung von Blutspenden.

§ 5
Erstaufnahmeeinrichtungen

(1) Personen, die in einer Landeserstaufnahmeeinrichtung gemäß 
§ 3 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) aufgenommen 
werden, dürfen für einen Zeitraum von 14 Tagen nach Beginn 
ihrer Unterbringung gemäß § 6 Absatz 1 FlüAG den ihnen je-
weils zugewiesenen Unterbringungs- und Versorgungsbereich 
nicht verlassen. Das zuständige Regierungspräsidium kann den 
Betroffenen jederzeit neue Unterbringungs- und Versorgungsbe-
reiche zuweisen und Ausnahmen von der Verpflichtung des Satz 
1 anordnen.

(2) Das Innenministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung weitergehende Regelungen zur 
Separierung bestimmter Personengruppen innerhalb der Landes-
erstaufnahmeeinrichtungen zu erlassen.

§ 6
Maßnahmen zum Schutz besonders gefährdeter Personen
(1) Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 
bis 5 IfSG, teilstationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf oder mit Behinderungen
einschließlich Kurzzeitpflege sowie teilstationäre Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe dürfen nicht mehr zu Besuchszwecken 
betreten werden. Über den Zugang zu
1.  Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fach-

krankenhäuser für Gerontopsychiatrie,
2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie
3.  kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern,
jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet 
die Leitung der jeweiligen Einrichtung.

(2) Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unter-
stützungsbedarf oder mit Behinderungen, stationäre Einrichtun-
gen der Wohnungslosenhilfe, ambulant betreute Wohnprojekte 
der Wohnungslosenhilfe sowie von einem Anbieter verantworte-
te ambulant betreute Wohngemeinschaften nach dem Wohn-, 
Teilhabe- und Pflegegesetz dürfen nicht mehr zu Besuchszwe-
cken betreten werden. Die Einrichtungen können den Zutritt zu 
Besuchszwecken erlauben, wenn geeignete Maßnahmen zum 
Schutz vor Infektionen getroffen werden können. Ausgenommen 
von dem Betretungsverbot nach Satz 1 sind Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderungen, wenn mit Blick auf die körperliche 
Konstitution der Bewohner nicht von einem erhöhten Infektionsri-
siko ausgegangen werden muss. Die Einrichtungen entscheiden, 
ob eine Ausnahme nach Satz 3 vorliegt, und weisen darauf in 
der Information nach Absatz 9 hin.

(3) Der Zutritt von externen Personen zu den in Absatz 1 und 
2 genannten Einrichtungen aus sonstigen, insbesondere beruf-
lichen oder familiären Gründen ist nur in Ausnahmefällen und 
mit Zustimmung der Leitung der Einrichtung gestattet. Im Falle 
der Gewährung des Zutritts sind geeignete Vorkehrungen zum 
Infektionsschutz zu treffen.

(4) Den in § 7 genannten Personen ist der Zutritt zu den in 
Absatz 1 und 2 genannten Einrichtungen untersagt. Wenn diese 
Personen eine Einrichtung zum Zweck der Behandlung oder 
Aufnahme betreten wollen, ist vorab das Einverständnis der 
Einrichtung einzuholen. Ausnahmen von Satz 2 dürfen nur in 
Notfällen gemacht werden. Soweit möglich, sind auch in diesen 
Fällen Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu ergreifen.

(5) Zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und des 
Pflegebetriebs können in der Einrichtung tätige Personen, de-
nen nach Absatz 4 der Zutritt untersagt wäre, nach Abwägung 
die berufliche Tätigkeit in der Einrichtung unter Beachtung von 
Schutzmaßnahmen fortsetzen. Die Entscheidung über die Fort-
setzung der Tätigkeit und die erforderlichen Schutzmaßnahmen 
trifft die Einrichtung.

(6) Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 und 4 können durch die 
Einrichtungen für nahestehende Personen im Einzelfall, beispiels-
weise im Rahmen der Sterbebegleitung oder zur Begleitung 
eines erkrankten Kindes und unter Auflagen zugelassen werden. 
In Fällen nach Absatz 4 sind zwingend geeignete Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen zu ergreifen.

(7) Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Um-
feld von Pflege werden, soweit sie als Gruppenangebote durch-
geführt werden, aufgrund einer erhöhten Ansteckungsgefahr, 
insbesondere für die besonders betroffenen vulnerablen Grup-
pen, einstweilen eingestellt. Zu den nach Satz 1 eingestellten 
Angeboten zählen insbesondere:
1.  Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Elften 

Buchs Sozialgesetzbuch (SGB XI) in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 1 der Unterstützungsangebote-Verordnung (UstA-VO) wie

a)  Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend kognitiven 
Einschränkungen, z.B. demenziell erkrankte pflegebedürftige 
Menschen) und

b)  Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeitausfahrten 
für behinderte und pflegebedürftige Menschen;

2.  Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 SGB XI in Verbindung mit § 7 UstA-VO, soweit sie als 
Gruppenveranstaltung angelegt sind, und

3.  Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbindung 
mit § 8 UstA-VO.

(8) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnungen weitere Regelungen zum Schutz 
gefährdeter Personen vor einer Infektion mit SARS-Cov-2 zu 
treffen und die Regelungen in diesem Paragraphen zu ändern.

(9) Über die Zutrittsverbote nach den Absätzen 1 bis 4, ist 
durch die Einrichtungen in einer vor Zutritt gut sichtbaren Weise, 
beispielsweise durch einen auffälligen Aushang an den Zugangs-
türen, zu informieren.

§ 6a
Einschränkung zahnärztlicher Behandlungen

(1) Bei der zahnärztlichen Versorgung von Patientinnen und Pa-
tienten in den Fachgebieten
1. Oralchirurgie,
2. Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde und
3. Kieferorthopädie
dürfen nur akute Erkrankungen oder Schmerzzustände (Notfälle) 
behandelt werden. Andere als Notfallbehandlungen nach Satz 
1 sind auf einen Zeitpunkt nach dem Außerkrafttreten dieser 
Verordnung zu verschieben.

(2) Insbesondere zahnärztliche und kieferorthopädische Behand-
lungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 von mit SARS-CoV-2 
infizierten Patientinnen und Patienten beziehungsweise von in 
Quarantäne befindlichen Personen sollen in Notfällen grund-
sätzlich in Krankenhäusern mit Zahnmedizinbezug (Universitäts-
Zahnkliniken, Kliniken mit einer Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie-
Abteilung oder Zahnkliniken) erbracht werden. Leistungen nach 
Absatz 1 Satz 1 können auch in Corona-Schwerpunkt-Zahnarzt-
praxen anstelle von Einrichtungen nach Satz 1 erbracht werden. 
Die Standorte der Einrichtungen nach den Sätzen 1 und 2 
werden über die Kassenzahnärztliche Vereinigung Baden-Würt-
temberg und die Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg 
bekanntgegeben; die Bekanntgabe ist zu aktualisieren.

§ 7
Betretungsverbote

In den in § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 genannten Einrichtun-
gen gilt, soweit deren Betrieb nicht gänzlich eingestellt wird, ein 
generelles Betretungsverbot für Personen, die in Kontakt zu einer 
infizierten Person stehen oder standen, wenn seit dem Kontakt 
mit einer infizierten Person noch nicht 14 Tage vergangen sind, 
oder die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Tem-
peratur aufweisen.
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§ 8
Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

(1) Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende Maß-
nahmen zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, bleibt von die-
ser Verordnung unberührt. Für den Erlass von Maßnahmen nach 
dem Infektionsschutzgesetz ist das Sozialministerium zuständige 
oberste Polizeibehörde. Das Sozialministerium übt die Fachauf-
sicht für Maßnahmen der nach § 1 Absatz 6 der Verordnung des 
Sozialministeriums über Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz zuständigen Ortspolizeibehörden aus.

(2) Das Sozial- und das Innenministerium werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten zwischen Gesundheitsbehörden, 
Ortspolizeibehörden und dem Polizeivollzugsdienst zu regeln, 
soweit dies aus Gründen des Infektionsschutzes erforderlich ist
1.  zum Schutz der Beamtinnen und Beamten des Polizeivoll-

zugsdienstes sowie der Beschäftigten der Ortspolizeibehör-
den vor Ansteckung bei Einsätzen,

2.  zur Anordnung, Durchführung, Überwachung und des Voll-
zugs von Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz,

3.  zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz und auf seiner Grundlage ergan-
gener Rechtsverordnungen und

4.  zur Prüfung der Haft- oder Unterbringungsfähigkeit sowie der 
Erforderlichkeit einer isolierten Unterbringung in Gewahrsams-
einrichtungen und Justizvollzugsanstalten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des 
Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.  entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 sich im öffentlichen Raum 

aufhält,
2.  entgegen § 3 Absatz 2 an einer Veranstaltung oder sonstigen 

Ansammlung von jeweils mehr als fünf Personen teilnimmt,
3.  entgegen § 3 Absatz 6 Auflagen zum Schutz vor Infektionen 

nicht einhält,
4. (aufgehoben)
5. (aufgehoben)
6. entgegen § 4 Absatz 1 eine Einrichtung betreibt,

7.  eine aufgrund von § 4 Absatz 2 in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung des Sozialministeriums untersagte Einrich-
tung betreibt oder eine Auflage für den Betrieb einer Einrich-
tung nicht einhält,

8. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 oder 3 Sortimentsteile verkauft,
9. entgegen § 4 Absatz 3a Satz 2 eine Einrichtung betreibt,
10.  entgegen § 4 Absatz 5 nicht darauf hinwirkt, dass zwischen 

Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten 
wird,

11.  entgegen § 6 Absätze 1, 2 und 4 eine der dort genannten 
Einrichtungen betritt,

12.  entgegen § 6 Absatz 7 Betreuungs- und Unterstützungsan-
gebote im Vor- und Umfeld von Pflege anbietet,

12a.  entgegen § 6a Absatz 1 eine zahnmedizinische Behandlung 
durchführt,

13. entgegen § 7 eine der genannten Einrichtungen betritt oder
14.  entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 einen ihm zugewiesenen Unter-

bringungs- und Ver-sorgungsbereich verlässt oder gegen eine 
Regelung zur Separierung bestimmter Personengruppen in-
nerhalb der Landeserstaufnahme nach § 5 Absatz 2 verstößt.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung vom 16. März 2020 
außer Kraft.

§ 11
Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 außer Kraft. Sofern 
in dieser Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die Maßnahmen bis zum Außerkrafttreten der Verordnung.

(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, den Termin des Außerkrafttretens zu ändern.

Stuttgart, den 17. März 2020
Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:
Kretschmann / Strobl / Sitzmann / Dr. Eisenmann / Bauer / 
Untersteller / Dr. Hoffmeister-Kraut / Lucha / Hauk / Wolf / 
Hermann / Erler

MINISTERIUM FÜR SOZIALES UND INTEGRATION MINISTERIALDIREKTOR

Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang mit der Corona-Verordnung (Corona-VO), 
aktualisierte Fassung
Bußgeldkatalog für Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang mit der Corona-VO in der Fassung 
vom 24.04.2020

Corona-VO Verstoß Adressat des
Bußgeldbescheides 

Bußgeldrahmen 

§ 3 Abs. 1 Satz 1 Aufenthalt im öffentlichen Raum mit mehr 
als
zugelassener Personenzahl

Jede/r Beteiligte 100 Euro bis 1.000 Euro

§ 3 Abs. 1 Satz 3 Nichteinhaltung der Verpflichtung, eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu
tragen

Betroffene Person ab dem 04.05.2020:
15 Euro bis 30 Euro

§ 3 Abs. 2 Teilnahme an einer Veranstaltung oder 
sonstigen Ansammlung außerhalb des 
öffentlichen Raums von jeweils mehr als 
fünf Personen

Teilnehmende Person 250 Euro bis 1.000 Euro

§ 3 Abs. 6 Nichteinhaltung der Auflagen zum Schutz 
vor Infektionen

Veranstalter, bei juristischen Perso-
nen Geschäftsführung
o.ä.

500 Euro bis 1.500 Euro

§ 4 Abs. 1 Betrieb einer der genannten Einrichtungen Person, die die Entscheidung über 
die Öffnung trifft

2.500 Euro 
bis 5.000 Euro

§ 4 Abs. 2 Betrieb einer nach
§ 4 Abs. 2 i.V.m. einer Verordnung des 
Sozialministeriums untersagten Einrichtung 
bzw. Nichteinhalten einer Auflage für den 
Betrieb einer Einrichtung

Person, die Entscheidung über 
Öffnung trifft

2.500 Euro 
bis 5.000 Euro

§ 4 Abs. 3 Verstoß gegen die Mischsortiments- 
regelungen

Person, die die Entscheidung über 
die Öffnung trifft

200 Euro bis 4.000 Euro
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§ 4 Abs. 3a Betreiben einer untersagten Einrichtung 
nach § 4 Abs. 1 und 2, die zusammen 
mit einer Poststelle oder Paketdienst be-
trieben wird, wenn der erwirtschaftete Um-
satz der Poststelle oder des Paketdienstes 
eine untergeordnete Rolle spielt. Für den 
Brief- und Paketversand erforderliche Ne-
benleistungen sind davon ausgenommen.

Person, die die Entscheidung über 
die Öffnung trifft

2.500 Euro 
bis 5.000 Euro

§ 4 Abs. 5 Nichteinhaltung der Vorgaben zum Infekti-
onsschutz

Betreiber 250 Euro bis 1.000 Euro

§ 5 Abs. 1 Verlassen des zugewiesenen Unterbrin-
gungs- und Versorgungsbereichs

Person, die in einer Landeserstauf-
nahmeeinrichtung
aufgenommen ist

50 Euro bis 500 Euro

§ 6 Abs. 1, 2 Zutritt zu einer Einrichtung trotz Betre-
tungsverbot

Besucher der Einrichtung 250 Euro bis 1.500 Euro

§ 6 Abs. 4 Zutritt durch Personen mit erhöhtem 
Infektionsrisiko zu einer Einrichtung trotz 
Betretungsverbot

Besucher der Einrichtung 500 Euro bis 2.000 Euro

§ 6 Abs. 7 Durchführung von Gruppenangeboten im 
Vor- und Umfeld von Pflege

Veranstalter 250 Euro bis 1.000 Euro

§ 6a Abs. 1 Durchführung einer zahnmedizinischen 
Behandlung

Behandler 250 Euro bis 3.000 Euro

§ 7 Zutritt durch Personen mit erhöhtem 
Infektionsrisiko zu einer Einrichtung trotz 
Betretungsverbot

Personen, die die Einrichtung 
betreten

250 Euro bis 1.000 Euro

Es ist zu berücksichtigen, ob ein Erstverstoß oder ein Folgeverstoß 
vorliegt. Im Wiederholungsfalle kann nach § 17 OWiG, § 73 Abs. 
2 IfSG eine Geldbuße von bis zu 25.000 Euro verhängt werden.
Wird durch eine Handlung gegen mehrere Tatbestände versto-
ßen, so ist das Bußgeld angemessen zu erhöhen.
Auf die Straftatbestände der §§ 74 und 75 IfSG wird ergän-

zend hingewiesen. Außerdem wird auf den Bußgeldkatalog für 
Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz in Ver-
bindung mit der CoronaVO Einreise vom 10.04.2020 verwiesen.
Ein Verstoß gegen die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bede-
ckung zu tragen, ist erst ab dem 04.05.2020 bußgeldbewehrt 
und kann erst ab diesem Zeitpunkt geahndet werden.

Bürgerinformation

Altersjubilare

Wir gratulieren recht herzlich

im OT Eberdingen am
05.05. zum 70. Geburtstag, 
Ingrid Ruoff, Hagstr. 1

im OT Hochdorf/Enz am
07.05. zum 75. Geburtstag, 
Jana Rommel, Schillerstr. 7/3

Wir wünschen allen Jubilaren 
für das neue Lebensjahr Glück, 
Gesundheit und Zufriedenheit.
Bürgermeister Peter Schäfer

Sollten Sie keine Veröffentlichung wünschen, melden Sie sich 
bitte beim Einwohnermeldeamt oder in den Verwaltungsaußen-
stellen.
Bürgermeisteramt

Sprechzeiten Gemeindeverwaltung

Ab Montag, 04.05. mit vorheriger Terminvereinbarung:
Montag - Freitag 8:30 - 11:30 Uhr
Montagnachmittag 16:00 - 18:30 Uhr
Die Verwaltungsstelle Hochdorf/Enz und Nussdorf sind dienstags 
und donnerstags geschlossen.

Terminvereinbarung mit dem Bürgermeister
Wenn Sie ein besonderes Anliegen haben und eine zeitnahe 
Besprechung mit dem Bürgermeister wünschen, so wenden Sie 
sich bitte an die Mitarbeiterin des Bürgermeisters, Frau Andrea 
Wenninger, unter Tel. 07042/7990. Sie erhalten einen schnellst-
möglichen Besprechungstermin.

Öffnungszeiten Keltenmuseum
Hochdorf/Enz

Das Keltenmuseum ist b.a.w. geschlossen.

Öffnungszeiten der Ausstellung
im Rathaus Nussdorf

Die Ausstellung im Nussdorfer
Rathaus ist aus den bekannten

Gründen bis auf Weiteres 
GESCHLOSSEN !!!

Öffnungszeiten der Ortsbüchereien

Eberdingen
montags    15:00 - 18:00 Uhr
donnerstags   16:00 - 19:00 Uhr

Hochdorf/Enz
montags    15:00 - 18:00 Uhr
donnerstags   11:00 - 12:00 und 15:00 - 18:00 Uhr

Nussdorf
dienstags    15:00 - 18:00 Uhr
mittwochs   11:00 - 12:00 Uhr
donnerstags   16:00 - 18:00 Uhr

Jedoch sind einige Regelungen notwendig geworden, um die 
erforderlichen Abstands- und Hygienevorschriften umsetzen zu 
können:
•	 es dürfen sich max. 3 Besucher gleichzeitig in der Bücherei 

aufhalten  Fortsetzung auf Seite 11
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Wichtige Fernsprechanschlüsse, 
Sprechzeiten usw.

Gemeindeverwaltung,  Tel. 7990
Internet: www.eberdingen.de
E-Mail: buergermeisteramt@eberdingen.de
Zentralverwaltung 
Rathaus Eberdingen
Stuttgarter Str. 34, 
71735 Eberdingen 
Öffnungszeiten:  
Montag - Freitag  8.30 - 11.30 Uhr
Montag  16.00 - 18.30 Uhr

Durchwahlnummern
Bürgermeister  799 401
Sekretariat  799 402
Fax  799 466
Bauamt  
Amtsleiter  799 306
Stellv. Amtsleiterin  799 307
Fax  799 477
Kämmerei und Personalamt
Amtsleiter  799 315
Sekretariat  799 316
Liegenschaften  799 317
Steueramt (KAG-Beiträge)  799 308
Steueramt (Wasserzins, Grundsteuer, Gewerbesteuer,  
Hundesteuer, stellv. Kasse)  799 309
Kasse  799 311
Fax  799 488
Ordnungs- und Sozialamt 
Amtsleiter  799 304
Sekretariat (KiGa-Gebühren, Ferienbetreuung, 
Verlässliche Grundschule)  799 302
Hallenbelegung, Ortseingangstafeln  799 204
Gemeindevollzugsbediensteter  799 205
Fax  799 499
Einwohnermeldeamt (Ausweise, 
Fundsachen, Gewerbean-/-abmeldungen)  799 203
Standesamt, Friedhof  799 202
Fax  799 455
Gemeindebauhof  819 9898
Fax  81 999 07
Wassermeister  0171 950 6490
stv. Wassermeister  0171 950 6518
Freibad und Kiosk 
Öffnungszeiten:  9.30 - 19.30 Uhr
geöffnet in der Regel von Mai - September 
Schwimmmeister  815 2247
Kiosk  370 743
Verwaltungsaußenstellen:  
Hochdorf/Enz  
Hauptstraße 1, 71735 Eberdingen  7095
Öffnungszeiten: 
Montag, Mittwoch, Freitag  8.30 - 11.30 Uhr
Montag  16.00 - 18.30 Uhr
Fax  81 74 27
Nussdorf  
Martinstr. 13, 71735 Eberdingen  98 081
Öffnungszeiten: 
Montag, Mittwoch, Freitag  8.30 - 11.30 Uhr
Montag  16.00 - 18.30 Uhr
Fax  81 54 63
Keltenmuseum Hochdorf/Enz  78 911
Fax  370 744
Öffnungszeiten:  
Di. - Fr.  9.30 - 12 Uhr + 13.30 - 17 Uhr 
Sa., So. + Feiertag durchgehend von  10 - 17 Uhr 
Mo. geschlossen 

Ortsbücherei
Eberdingen  799 208
Öffnungszeiten: 
Mo.  15.00 - 18.00 Uhr + Do. 16.00 - 19.00 Uhr 

Hochdorf/Enz  87 14 18
Öffnungszeiten: 
Mo.  15.00 - 18.00 Uhr 
Do.  11.00 - 12.00 Uhr + 15.00 - 18.00 Uhr 
Nussdorf  94 01 68
Öffnungszeiten: 
Di.  15.00 - 18.00 Uhr 
Mi.  11.00 - 12.00 Uhr 
Do.  16.00 - 18.00 Uhr 
Kindergärten  
Eberdingen Arche Noah  7050
Hochdorf/Enz/Regenbogen  77 145
Hochdorf/Enz/Schillerschule  87 14 17
Hochdorf/Enz/Waldzwerge  81 321 64
Nussdorf/Blumenstraße  81 83 50
Nussdorf/Reischachstraße  5608
Grundschule Eberdingen 
Schillerschule Hochdorf (Stammschule)  87 14-0
Fax  87 14 22
Internet: www.schule-eberdingen.de 
E-Mail: sekretariat@schule-eberdingen.de 
Karl-Ehmann-Schule Nußdorf (Außenstelle)  97 050-0
Fax  97 05022
Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule Hochdorf
Öffnungszeiten:  11.15 - 17.00 Uhr 87 14 21
Nussdorf 
Öffnungszeiten:  11.30 - 17.00 Uhr 97 05020
Feuerwehrgerätehaus  
Eberdingen  817 540
Fax  817 539
Hochdorf/Enz  78 251
Nussdorf  98 082
Forstdienststelle  07152-52488
im Forstrevier Heimerdingen Steffen Frank 
(Steffen.Frank@Landkreis-Ludwigsburg.de) 
Postagentur Eberdingen, Stuttgarter Str. 51
Filiale 603
info@postagentur.net
Montag  15.00 - 18.00 Uhr
Dienstag  18.00 - 19.00 Uhr
Mittwoch - Freitag  15.00 - 17.00 Uhr
Samstag  12.00 - 13.00 Uhr
Postagentur Hochdorf/Enz, Hauptstr. 1
Filiale 602
Öffnungszeiten:
Montag und Dienstag  14.30 - 17.30 Uhr
Mittwoch bis Freitag  9.00 - 12.00 Uhr
Donnerstag  9.00 - 12.00 Uhr
 17.30 - 19.00 Uhr
Samstag  9.30 - 11.30 Uhr
AVL ServiceCenter
Telefon  07141 144 28 28
Fax  07141 144 28 29
Fachbereich Abfallgebühren  07141 144 28 00
Abfuhrreklamationen 
Sperrmüll-Telefon 
servicecenter@abfallwirtschaft-ludwigsburg.de 
www.avl-ludwigsburg.de 
Mülldeponie und Recyclinghof „Burghof“
Horrheim  07042 848 100
Mo. - Fr.  7.45 - 11.45 Uhr + 13.00 - 16.00 Uhr 
Recyclinghof: Sa.  9.00 - 12.00 Uhr 
Termine - siehe Abfallkalender 
Kehrbezirke für die Kaminreinigung
OT Eberdingen und Nussdorf
Bezirksschornsteinfegermeister
Michael Hrdina, Vaihingen-Riet  07042 94 06 24
OT Hochdorf/Enz  
Bezirksschornsteinfegermeister  
Stephan Müller, Korntal-Münchingen  0711 8386410
Umweltschäden  
Landratsamt Ludwigsburg  07141 144 371
Notdienstbetrieb Elektroinnung Ludwigsburg
Notdienstbereitschaft durchgehend
zu erfahren über  07141 220 353
Wach- und Sicherheitsdienst  07141 3050
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Fortsetzung von Seite 9
•	 Medien dürfen nur ausgeliehen oder zurückgegeben werden. 

Der Aufenthalt sollte 15 Minuten nicht überschreiten. Das 
weitere Verweilen in der Bücherei ist nicht erlaubt

•	 es ist auf einen Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Per-
sonen zu achten

•	 Kinder unter 6 Jahren haben keinen Zutritt
•	 Kinder zwischen 6 und 10 Jahren haben nur in Begleitung 

eines Erwachsenen Zutritt
•	 Besucher/-innen müssen einen Mund-Nasen-Schutz tragen
•	 das bereitgestellte Handdesinfektionsmittel ist vor Betreten 

der Bücherei zu verwenden

Feuerwehr Eberdingen
www.ffw-eberdingen.de

Die Übungen werden bis auf Weiteres ausgesetzt.

Jugendfeuerwehr Eberdingen
www.ffw-eberdingen.de

Die Übungen werden bis auf Weiteres ausgesetzt.

Müllabfuhr

Donnerstag 30.04.  Biogut + Restmüll 1100 L  
Dienstag 05.05. Flach
Donnerstag 07.05. Restmüll + Biogut + Restmüll 1100 L

Aktuelle Informationen
aus Ämtern, Verbänden und Vereinigungen

Zweckverband Hochwasserschutz Strudelbachtal

Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
„Hochwasserschutz Strudelbachtal“
Die Bevölkerung wird hiermit freundlichst zu folgender Sitzung 
eingeladen:
Öffentliche Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes „Hochwasserschutz Strudelbachtal“ am 19.05.2020, ab 
18:00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses in Vaihingen an der Enz.

TAGESORDNUNG – öffentlich –
1. Bekanntgaben
2. Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 des Zweckver-

bandes Hochwasserschutz Strudelbachtal inklusive mittelfris-
tiger Finanzplanung für die Jahre 2019 bis 2023

3. Jahresabschluss 2019 des Zweckverbandes „Hochwasser-
schutz Strudelbachtal“

4. Bau eines Hochwasserrückhaltebeckens in Eberdingen
•	 Vergabe der Betreuungsleistungen für die Durchführung eines 

europaweiten
•	 VgV-Verfahrens zur Vergabe von Ingenieurleistungen
5. Anregungen und Anfragen
Im Anschluss folgt ein nichtöffentlicher Teil.
M a i s c h
Verbandsvorsitzender

LANDESANSTALT  FÜR  UMWELT BADEN - WÜRTTEMBERG 

Kartierungen von Tieren
In unserer Gemeinde werden 2020 Kartierungen von Tierarten 
(Vögel, Insekten, Fledermäuse) durchgeführt. Die ausschließlich 
im Außenbereich stattfindenden Kartierungen von Tieren werden 
ab April bis Ende November 2020 stattfinden.
Eine Zuordnung von Ergebnissen zu Grundstückseigentümern 
oder Bewirtschaftern findet bei der Erfassung und Auswertung 
der Kartierungen nicht statt. Es werden auch keine dauerhaften 
Markierungen auf der Fläche vorgenommen. Die Untersuchun-
gen erfolgen im Auftrag der LUBW Landesanstalt für Umwelt 
Baden-Württemberg.
Im Rahmen dieser Erhebungen ist es den Kartierenden als Be-
auftragten der LUBW grundsätzlich erlaubt, Grundstücke ohne 
vorherige Anmeldung zu betreten (§ 52 NatSchG).

Die Kartierenden sind in der Regel alleine im Gelände unterwegs, 
der gebotene Mindestabstand wird eingehalten, so dass bei 
der Kartierung die derzeit geltenden Vorgaben zur Kontaktbe-
schränkung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-Virus 
eingehalten werden.

LEADER Heckengäu

Restmittel bei LEADER Heckengäu
Bis 29. Mai noch schnell Antrag stellen
Es gibt noch Restmittel im LEADER-Fördertopf. Auch in der Re-
gion Heckengäu können noch bis 29. Mai 2020 Anträge gestellt 
werden. Das Auswahlverfahren ist schon im Juni. Das heißt, es 
sollte sich um Projekte handeln, die umsetzungsreif sind. „Wir 
wissen aufgrund der aktuellen Lage nicht genau, in welcher Höhe 
wir noch Fördergelder verteilen können“, so Geschäftsführerin 
Barbara Smith. „Wer aber eine fertige Idee hat, sollte auf jeden Fall 
auf uns zukommen und noch einen Antrag stellen.“ Bei LEADER 
Heckengäu geht es, kurz gesagt, um die Stärkung der Ländlichen 
Räume. Ein LEADER Projekt muss im jeweiligen Aktionsgebiet lie-
gen, mindestens einem der Handlungsfelder zuzuordnen sein, auf 
einem realistischen Zeitplan beruhen und nach der Förderung wei-
ter tragfähig sein. Fragen beantwortet die LEADER Heckengäu-
Geschäftsstelle im Landratsamt Böblingen: Tel. 07031 663-2141 
und -1172 oder Mail an info@leader-heckengaeu.de.

Landratsamt Ludwigsburg

Landratsamt samt Erweiterungsbauten und Außenstellen 
bleiben bis auf weiteres für unangemeldeten Publikums-
verkehr geschlossen
Bis auf weiteres für den unangemeldeten Publikumsverkehr ge-
schlossen bleiben das Landratsamt samt Erweiterungsbauten und 
Außenstellen. Dies geschieht aufgrund der geltenden strengen 
Auflagen des Infektionsschutzgesetzes. Persönliche Kontakte, bei-
spielsweise für die Kfz-Zulassung oder für dringende soziale An-
liegen, sind nur nach vorheriger Terminvereinbarung möglich. Über 
Änderungen wird das Landratsamt zu gegebener Zeit informieren.

Fachbereich Landwirtschaft

NID – Nitratinformationsdienst
Abholung der Bodenproben an den Sammelstellen beendet
Die Beprobung von landwirtschaftlichen Flächen ist nun weit-
gehend abgeschlossen, lediglich die Maisproben in Wasser-
schutzgebieten sind noch zu ziehen. Die Beprobung von Mais 
erfolgt dann zum Vier-Blatt-Stadium (Beprobungstiefe bis 90 
cm!). Proben, die ab jetzt gezogen werden, müssen sofort 
nach der Probenahme direkt in die Kühltruhen am Landratsamt 
Ludwigsburg, Fachbereich Landwirtschaft, Hindenburgstr. 30/1 
eingestellt werden. An den Sammelstellen stehen aber weiterhin 
die Probenahmegeräte samt Aushebern zur Verfügung.
Bei Fragen stehen im Fachbereich Landwirtschaft folgende An-
sprechpartnerInnen zur Verfügung:
Philipp Mayer: 07141 144-44917, 
Eveline Hildebrandt: 07141 144-44919.


